
TEIL A PLANDARSTELLUNG M. 1:500 TEIL B PLANZEICHENERKLÄRUNG UND 
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

RECHTSGRUNDLAGEN 
• Neufassung des Baugesetzbuches (BauGB) vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141) berichtigt am 

16.01.1998 (BGBl. I S. 137), geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 19. Juni (BGBl. I S. 1149), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950), 

• die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NRW S. 2023), 

• die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NW) vom 07.03.1995 (GV NW 1985 
S. 218), geändert durch Gesetz vom 24.10.1998 ((GV NW S. 678), geändert durch Gesetz vom 
09.11.1999 (GV NRW S.622) in der seit 01.06.2000 gültigen Fassung, 

• die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz 
(WG) vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466), 

• die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung 1990-PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (WG) vom 22.04.1993 
(BGBl. I S. 466). 

FESTSETZUNGEN gemäß Planzeichenverordnung 

(gemäß § 9 (1)-(7) BauGB und BauNVO in Verbindung mit § 2 (5) BauGB) 

Art der baulichen Nutzung 
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB §§1 bis 11 BauNVO) 

Mischgebiete 
(§ 6 BauNVO) 

Kerngebiete 
(§ 7 BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB,§ 16 BauNVO) 

1,0 

II 

Grundflächenzahl 
(GRZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
Geschossflächenzahl 
(GFZ) (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO) 
Zahl der Vollgeschosse (maximal) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

Baugrenze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

a 

o 

Abweichende Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

Offene Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

Verkehrsflächen 
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Straßenverkehrsflächen 
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung 
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

• 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

o o o o o o ] 
o o 
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Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB) 

Sonstige Planzeichen 

] 
] 

[ 
[ 

LW 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (zugunsten der Anlieger sowie 
der Nutzer der Grundstücke) zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§9 Abs. 1 Nr.24 und Abs. 6 BauGB) 

Lärmschutzwand mit Höhe über Oberkante benachbarter Verkehrsfläche 
(Fahrrecht) 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder 
Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes 
(z.B. § 1 Abs. 4 § 16 Abs. 5 BauNVO) 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

HINWEISE, KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE 
ÜBERNAHMEN 

Angrenzender Bebauungsplan 

Nachrichtlich ergänzte Gebäude 

VERFAHRENSVERMERKE 
Der Entwurf des Bebauungsplanes 
wurde ausgearbeitet von dem 
Planungsbüro Hahm GmbH VBI, 
Mindener Straße 205, 
49084 Osnabrück 

Osnabrück, den 27.07.2005 

Die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes 
stimmt mit dem Katasternachweis vom 
überein. Es wird hiermit bescheinigt, dass die' 
Festlegung der städtebaulichen Planung) 13.10.2003 
geometrisch eindeutig ist. 

Minden, den 30.11.2005 

öfferftlich bestellter 
Vermessungsingenieur 

Der Planungo und Umwoltauooohuso doo Rat der 
Gemeinde Hille hat in seiner Sitzung am 06.11.2003 
die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
am 22.04.2005 ortsüblich bekannt gemacht worden. 

Hille, den 22.04.2005 

Bürgermeister 

Die Beteiligung der Bürger gem. § 3 (1) BauGB 
hat am 28.01.2004 stattgefunden. 

Hille, den 29.01.2004 

Bürgermeister 

'Won-VN 

Dieser Bebauungsplan ist gem. §2(1) 
und (4) BauGB am 22.03.2005 durch 
den Planungs- und Umweltschutzaus-
schuss des Rates als Entwurf 
beschlossen worden. 

Hille, den 2 2 . 0 3 . 2 0 0 5 

Ausschussvorsitzendet 

.&JL 
Schriftführer 

Dieser Plan hat als Entwurf einschließlich des Textes 
der Begründung gem. § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 
03.05.2005 bis 03.06.2005 öffentlich ausgelegen. 

Die Offenlegung wurde am 22.04.2005 ortsüblich 
bekannt gemacht. 

Hille, den 03.06.2005 

Bürgermeister 

Dieser Plan ist gem. § 10 des BauGB und § 7 (1) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom Rat der Gemeinde am 17.11.2005 als Satzung 
beschlossen worden. 

Hille, den 17.11.2005 

jL~Jh*J.., 
Bürgermeister 

Dieser Plan ist am . .?4.01...2006. ortsüblich bekannt 
gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf 
die Geltendmachung der Verletzung von Verfah­
rens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung (§§214-216 BauGB) hingewiesen 
worden. Gleichzeitig ist auf die Umstände des 
Erlöschens von Entschädigungsansprüchen 
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 

Hille, den 24 .01 .200 6 

Bürgermeister 

FESTSETZUNGEN 
Textliche Festsetzungen (gemäß § 9 BauGB, BauNVO und BauO NW) 

1. Im Bereich der Kerngebiete MK 1 / 2 sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso­
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nur oberhalb des 1. Vollgeschosses zulässig. 
(§ 7 (4) Nr. 1 BauNVO i. V. m. § 9 (3) BauGB) 

2. Auf Flurstück Nr. 123 im Bereich des Gebäudes Haus Nr. 8 sind Wohnungen nur in dem vor­
handenen Umfang und in dem vorhandenen Gebäude zulässig. 
(§ 7 (3) Nr. 2 i. V. m. § 1 (6) Nr. 2 BauNVO und i. V. m. § 9 (3) BauGB) 

3. In den Kerngebieten (MK 1 / 2) sind Vergnügungsstätten sowie Tankstellen (auch aus­
nahmsweise) nicht zulässig. 
(§ 7 (2) i. V. m. § 1 (5) und (6) BauNVO) 

4. Im Mischgebiet sind Einzelhandelsbetriebe, Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnü­
gungsstätten (auch ausnahmsweise) nicht zulässig. 
(§ 6 i. V. m. § 1 (5) BauNVO) 

5. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand gemäß BauONW zu errichten. Eine Über­
schreitung der Baukörperlänge gemäß § 22 (2) BauNVO ist im Bereich der abweichenden 
Bauweise bis zu max. 70 m Gesamtlänge zulässig. 

6. Nebenlagen, Stellplätze und Garagen im Sinne der § 12 und 14 BauNVO sind auch auf den 
nicht überbaubaren Grundstücksteilen (nicht jedoch in den Bereichen mit Pflanzgebotsfest­
setzungen) zulässig. 
(§ 23 (5) BauNVO) 

7. Stellplatzanlagen für Kfz mit mehr als 5 Stellplätzen sind mit einem großkronigen, heimischen 
Laubbaum pro angefangener 5 Stellplätze zu bepflanzen und zu öffentlichen Verkehrsflächen 
mit einer Randeingrünung von min. 1,0 m Breite zu begrünen. 
(§9(1) Nr. 25a BauGB) 

8. Stellplätze für Kfz sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu versehen. 
(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB i.V.m. § 51a LWG) 

FESTSETZUNGEN (gemäß BauONW) 

1. Höhenentwicklung 
Die Oberkante Erdgeschossfertigfußboden darf max. 0,5 m über der Fahrbahnoberkante 
der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche liegen. Bezugspunkt ist dabei der höchste 
Punkt des Gebäudes an der Schnittlinie von Gebäude und natürlicher Geländeoberkante. 
Die festgesetzten First- und Traufhöhen bemessen sich in gleicher Weise. 
(§ 86(1) Nr. 1 BauO NW) 

2. Für die MK-Grundstücke, bei denen die Baugrenzen gegenüber angrenzenden Wohngrund­
stücken außerhalb des Plangebietes bzw. entlang der Ml-Grundstücke im südöstlichen Plan­
gebiet mit einem Abstand von 3,0m zu den Grundstücksgrenzen errichtet werden, wird eine 
maximale Traufhöhe von 5,0m festgesetzt, jedoch nur an den den Wohngebäuden zugewand­
ten Seiten. 
(§ 86(1) Nr. 1 BauO NW) 

3. Dächer 
Zulässig sind Satteldächer und Pultdächer, wobei Nebenanlagen und untergeordnete 
Bauteile auch mit Flachdächern ausgeführt werden können. 
Die Dacheindeckungen sind mit Tondachziegeln in roter bis brauner Farbe auszuführen, 
wobei die Dachziegel auch engobiert sein dürfen - aber nicht hochglänzend. 
Außerdem dürfen sehr schwach geneigte Dächer (unter 15° Dachneigung) mit Trapezblech 
eingedeckt werden. 
(§ 86(1) Nr. 1 BauO NW) 

4. Außenfassaden 
Als Material für die Außenwandflächen sind Verblendmauerwerk bzw. Tonziegel in den 
Farbtönen von rot bis rotbraun zulässig. Außerdem dürfen die Gebäude mit Außenputz in 
den Farbtönen weiß bis grau versehen werden. 
Für Blenden und sonstige untergeordnete Außenwandbestandteile dürfen auch andere 
Materialien verbaut werden. Untergeordnete Fassadenbestandteile (z. B. Türen, Fenster 
und Schaufenster) sowie Fensterfronten können farblich gestaltet werden; 
Signalfarben (RAL - K1) sind nicht zulässig. 
Größere Fassadenflächen sind zu gliedern, wobei je 10 m Gebäudelänge mindestens ein 
Gliederungselement vorzusehen ist. Als Gliederungselemente gelten auch Kletterpflanzen an 
fest installierten Rankhilfen (z.B. Metallgitter, Seilsysteme) Markisen für die Beschattung der 
Türen und Fenster/-fronten - auch in mehrfarbiger Ausführung - sind zulässig. 
(§ 86(1) Nr. 1 und 4 BauO NW) 

5. Abweichungen 
Abweichungen von den vorgenannten gestalterischen Festsetzungen können 
gem. § 73 BauO NW von der Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der 
Gemeinde zugelassen werden. 
(§ 86 (5) BauO NW) 

HINWEISE, KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE 
ÜBERNAHMEN 

1. Dem Westfälischen Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege oder der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche sowie 
erdgeschichtliche Bodenfunde oder Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit) unverzüglich zu melden. Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert 
werden (§§ 15 und 16 DSchG). 

Dem Amt für Bodendenkmalpflege oder seinen Beauftragten ist das Betreten der betroffenen 
Grundstücke zu gestatten, um entsprechende Untersuchungen durchführen zu können 
(§ 9 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen 
frei zu halten. 

Funde von erdgeschichtlicher Bedeutung sind dem Amt für Bodendenkmalpflege zur wissen­
schaftlichen Bearbeitung zu überlassen (§§ 16 und 17 DSchG NRW). 

Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) dem Amt für Bodendenk­
malpflege und dem Westfälischen Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, 
Sentruper Straße 285,48161 Münster, schriftlich mitzuteilen. 

2. Wenn sich der Verdacht auf Kampfmittelvorkommen ergibt, sind sämtliche Arbeiten sofort 
einzustellen und der Staatliche Kampfmittelräumdienst zu verständigen. 
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